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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 28/69 - des 
Dr. Alfred Richter, Lommersdorf, 1. Vorsitzender der 
Deutschen Idealistischen Partei (e. V.), 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 10. November 1969 hat der 
1. Vorsitzende der Deutschen Idealistischen Par- 
tei (e. V.) (D.I.P.) Dr. Alfred Richter Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Der Bundeswahlausschuß für die Bundestagswahl 
1969 hat in seiner ersten Sitzung am 21. August 
1969 beschlossen, die Deutsche Idealistische Par- 
tei (D.I.P.) nicht als Partei anzuerkennen. In der 
vom Bundeswahlleiter übersandten Niederschrift 
über diese Sitzung heißt es wörtlich (Seite 5): 

„Die Deutsche Idealistische Partei (D.I.P.) 
wird aufgrund von § 2 Abs. 1 PartG zurück- 
gewiesen, weil sie nach dem Gesamtbild der 
tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach 
Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, 
nach der Zahl ihrer Mitglieder (55) und nach 
ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit 
keine ausreichende Gewähr für die Ernst- 
haftigkeit ihrer Zielsetzung bietet." 

Ferner heißt es ergänzend für die Zurückweisung 
von Wahlvorschlägen allgemein: 

„Bei den Zulassungen und Zurückweisungen 
wurde auch berücksichtigt, inwieweit sich die 
betroffenen Vereinigungen bislang an politi- 
schen Wahlen beteiligt haben." 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt der Ein- 
spruchsführer vor: 

Die Zulassung neuer Parteien erfolge nicht nach 
einem gerechten Maßstab. Die Nichtzulassung 
der D.I.P. auf Grund des § 2 des Parteiengesetzes 
durch den Bundeswahlausschuß sei ungerecht. 

Der Einspruchsführer macht geltend, die Formu- 
lierung in § 2 des Parteiengesetzes sei unlogisch. 
Es sei nicht zutreffend, daß die genannten Eigen- 
schaften die „Gewähr für die Ernsthaftigkeit der 
Zielsetzung" einer Partei böten und daß ohne 
dieselben diese nicht gewährleistet sein können. 
Insbesondere sei die Zahl der Mitglieder nicht 
dafür maßgebend. Es sei doch wohl stets so ge- 
wesen, daß die größten humanitären Fortschritte i 
der Menschheit jahrzehntelang nur von vor- ; 


einzelten Menschen vertreten worden seien, und 
es könne wohl keine Partei geben, die eine ernst- 
haftere Zielsetzung habe als die seinige. 

Der Einspruchsführer hält es auch für eine Un- 
möglichkeit, daß über die Zulassung von Parteien 
nicht von unparteiischen Richtern entschieden 
werde, sondern von einem natürlicherweise par- 
teiischen Parteigremium, bestehend aus sechs 
Mitgliedern der im Deutschen Bundestag vertre- 
tenen Parteien, dem allerdings der Präsident des 
Statistischen Bundesamtes präsidiere. Ebenso un- 
möglich erscheine es, daß gegen einen derartigen 
Entscheid nur die Anfechtung der Wahl nach 
deren Ablauf möglich sei. Im übrigen habe dieses 
Gremium bzw. das Statistische Bundesamt offen- 
bar keine Erkundigungen über die mit der Ernst- 
haftigkeit der Zielsetzung in Verbindung ge- 
brachten Eigenschaften eingezogen. Es seien in 
dieser Hinsicht auch keine Fragebogen auszu- 
füllen gewesen. Das Statistische Bundesamt habe 
auf sein Schreiben vom 11. August 1969 keine 
Anweisungen gegeben, in welcher Hinsicht 
Unterlagen von seiner Partei beizubringen seien. 
Lediglich zwei Tage vor der Sitzung des Bundes- 
wahlausschusses sei er von dem stellvertreten- 
den Bundeswahlleiter, Dr. Schwarz, angerufen 
und auf den § 2 des Parteiengesetzes hingewie- 
sen worden. In einem Telefongespräch lasse sich 
natürlich nicht alles klären. Er habe sich auch 
bemüht, rechtzeitig ein Exemplar des Parteien- 
gesetzes zu erhalten. Dies sei ihm jedoch nicht 
möglich gewesen, weder bei dem für Gesetzes- 
veröffentlichungen zuständigen Deutschen Ge- 
meindetag, noch bei Buchhandlungen. 

In der Sitzung des Bundeswahlausschusses sei 
die Satzung seiner Partei den Parteivertretern 
überreicht worden. Es sei natürlich ausgeschlos- 
sen gewesen, in wenigen Minuten ein Bild über 
die Partei zu geben. Einige Mitglieder des Bun- 
deswahlausschusses hätten lediglich flüchtig in 
den überreichten Unterlagen geblättert. Seine 
Erklärung, daß die Grundsätze seiner Partei, zu 
denen sich jedes neue Mitglied ehrenwörtlich 
bekennen müsse, u. a. durch ihre starke Be- 
tonung eines wesentlich verbesserten Tier- 
schutzes, eine gewisse Auslese bewirkten, da 
überhebliche Menschen davon abgestoßen wür- 
den, habe kein Verständnis gefunden. Den 
Zweifeln des Bundeswahlausschusses, seine Par- 
tei habe sich nicht um die notwendige Mitglieder- 
werbung bemüht, könne er entgegenhalten, daß 
eine große Anzeigenkampagne gestartet worden 
sei, um möglichst viele deutsche Bundesbürger 
zu erfassen. Der Erfolg sei jedoch verhältnis- 
mäßig gering gewesen. Er hätte jedoch wesent- 
lich gesteigert werden können, wenn seine Partei 
zur Bundestagswahl zugelassen worden wäre. 
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Alles in allem stehe die Behandlung seiner 
Partei im Gegensatz zu der großzügigen Be- 
handlung der Deutschen Volkspartei. 

Abschließend meint der Einspruchsführer zu 
diesem Punkt der Anfechtung, bei oberfläch- 
licher Betrachtung könnten seine Argumente füi 
bedeutungslos oder geringfügig gehalten wer- 
den, da seine Partei eine Landesliste nur für 
Nordrhein-Westfalen hätte aufstellen können 
und es dann in jedem Falle äußerst unwahr- 
scheinlich gewesen wäre, daß die 5 ^Fo-Klausel 
hätte übersprungen werden können. Dem müsse 
jedoch entgegengehalten werden, daß schon ein 
geringer Stimmenanteil zugunsten seiner Partei 
eine Stimmverschiebung zugunsten oder zuun- 
gunsten anderer Parteien und damit das Zu- 
standekommen einer anderen Regierung hätte 
bewirken können. Aufgrund dieser nicht auszu- 
schließenden Möglichkeit wäre vielleicht auch 
eine der anderen Parteien an seine Partei heran- 
getreten, um sie zu einem Verzicht auf die Teil- 
nahme an der Bundestagswahl zu veranlassen. 
Als Gegenleistung hätte seine Partei „die be- 
treffende Partei vielleicht auf eine Ausrichtung 
auf unsere lebensnotwendigen Ziele verpflichten 
können"'. 

Letztlich bedeute die Ablehnung seiner Partei 
durch den Bundeswahlausschuß eine ungerecht- 
fertigte Diffamierung in der Öffentlichkeit, da- 
durch werde es ihr auch wesentlich erschwert, 
außerparlamentarische Aufgaben des Ansporns 
durch moralischen Druck - z. B. mittels Presse- 
veröffentlichungen - zu erfüllen. 

Abgesehen von der nicht erfolgten Zulassung 
seiner Partei sei klar ersichtlich, daß durch die 
Anwendung der 5 ^/o-Klausel ein Bundestag zu- 
standegekommen sei, dessen aus der Mehrheit 
der Abgeordneten resultierender politischer 
Wille im Gegensatz zum politisdien Willen der 
Mehrheit des Volkes stehe, soweit dieser durch 
die für die Bundestagswahl zugelassenen Par- 
teien ausgedrückt werde. 

Dazu bemerkt er, eine Wertung der 4,3 NPD- 
Stimmen hätte bei Nichtvorhandensein der 5 ® o- 
Klausel eine Mehrheit von SPD und FDP im 
Bundestag verhindert, auch wenn diese beiden 
Parteien noch durch die kaum ins Gewicht fal- 
lenden Stimmen kleinerer Parteien verstärkt 
worden wären. Die Auswirkung der 5 ^/o-Sperr- 
klausel zeige auch, daß die Aussage des Grund- 
gesetzes „Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus" nicht mehr stimme. Damit sei das für unsere 
Demokratie wichtigste Grundrecht nicht nur in 
seinem Wesensgehalt angetastet, sondern in 
grober Weise umgestoßen worden. Eine Bei- 
behaltung des jetzigen Ergebnisses bedeute, daß 
man mit gutem Gewissen von der Bundesrepu- 
blik nicht mehr als Demokratie sprechen könne. 
Durch die letzte Bundestagswahl sei im übrigen 
die 5 ^/o-Sperrklausel ad absurdum geführt 
worden. 


Aus diesem Grunde beantrage er für seine Partei, 
diese Sperrklausel abzuschaffen oder zumindest 
durch eine niedrigere Sperre zu ersetzen. Eine 
solche dürfte auf keinen Fall höher als 1 '^/o sein. 
Abschließend bemerkt er, bei einer eventuellen 
Neuwahl des Bundestages sei zwar unter Um- 
ständen mit dem Einzug der NPD und vielleicht 
auch der Kommunisten zu rechnen, aber auch mit 
dem Einzug der Deutschen Idealistischen Partei. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


I Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch zulässig, er 
ist jedoch aus nachfolgenden Gründen offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 19 Abs. 3 des Bundeswahlgesetzes hat der 
Bundeswahlausschuß für alle Wahlorgane verbind- 
lich festzustellen, welche Vereinigungen ihre Beteili- 
gung an der Bundestagswahl angezeigt haben und 
üb sie als Partei anzuerkennen sind. Durch das 
Gesetz über die politischen Parteien (Parteiengesetz) 
vom 24. Juli 1967 ist der Begriff einer Partei gesetz- 
j lieh festgelegt. Danach sind Parteien Vereinigungen 
von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für 
den Bereich des Bundes oder eines Landes auf die 
politische Willensbildung Einfluß nehmen und an 
der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag 
oder einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie 
nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse, 
insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer 
Organisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und 
nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine 
ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit ihrer 
Zielsetzung bieten. Mitglieder einer Partei können 
nur natürliche Personen sein. 

Die Bestimmung des § 19 Abs. 3 BWG, wonach der 
Bundeswahlausschuß die entsprechenden Feststel- 
lungen für alle Wahlorgane verbindlich zu treffen 
hat, schließt nicht aus, daß diese Feststellungen im 
Rahmen eines Wahlprüfungsverfahrens nachgeprüft 
werden können. 

Nach § 19 Abs. 1 BWG können Wahlvorschläge von 
Parteien und gemäß § 19 Abs. 1 BWG in Verbin- 
dung mit § 21 BWG auch von Wählergruppen von 
mindestens 200 Wahlberechtigten eingereicht wer- 
den. Für Parteien, die im Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit minde- 
stens fünf Abgeordneten vertreten waren, muß der 
Bundeswahlausschuß nach Anzeige dieser Partei, 
daß sie sich an der Wahl beteiligen werde, die 
Parteieigenschaft feststellen (§ 19 Abs. 2 BWG). Für 
die D.l.P. hat der Bundeswahlausschuß die bereits 
zitierte Feststellung getroffen. 
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In § 2 PartG hat der Gesetzgeber eine Legaldefini- 
tion des Begriffes Partei gegeben, an die auch der 
Wahlprüfungsausschuß gebunden ist. Diese Legal- 
definition geht auf Begriffsbestimmungen in der 
Rechtsprechung und Literatur zurück. Übereinstim- 
mend wird § 2 PartG für die Anerkennung als Partei 
u. a. auch auf die Zahl der Mitglieder einer Ver- 
einigung abgestellt. Aus dem Beschluß des Bundes- 
wahlausschusses, dem der Einspruchsführer, soweit 
auf die Mitgliederzahl Bezug genommen wird, nicht 
widersprochen hat, ist zu entnehmen, daß die D.I.P. 
lediglich 55 Mitglieder bei ihrer Anmeldung hatte. 
Wenn auch weder im Parteiengesetz noch in der 
Literatur oder Rechtsprechung eine bestimmte Mit- 
gliederzahl als Voraussetzung für die Zueikennung 
der Parteieigenschaft genannt wird, so muß die Zahl 
55 doch in Relation gesetzt werden zu den 200 
Wahlberechtigten, die erforderlich sind, um einen 
Kreiswahlvorschlag zu unterbreiten (vgl. § 21 Abs. 2 
BWG). Muß es sich bei diesen Wahlberechtigten 
auch nicht um Parteimitglieder handeln, so reicht die 
Zahl von 55 Parteimitgliedern jedoch nicht aus, um 
einer Vereinigung die Parteieigenschaft im Sinne 
des § 2 PartG anzuerkennen. Dies muß auch dann 
gelten, wenn, wie der Einspruchsführer vorgetragen 
hat, eine Landesliste nur für das Land Nordrhein- 
Westfalen aufgestellt werden sollte. Die Zugkraft 
des Parteiprogramms ist zwar keine Voraussetzung 
für die Anerkennung als Partei, aus dem Fehlen 
einer Resonanz der politischen Ziele in der Öffent- 
lichkeit, wie sie vom Einspruchsführer selbst für 
seine Partei anerkannt wird, muß jedoch geschlos- 
sen werden, daß die D.I.P. nicht in der Lage sein 
würde, dauernd oder für längere Zeit für den Be- 
reich des Bundes oder eines Landes auf die poli- 
tische Willensbildung Einfluß zu nehmen. Diese 
Voraussetzung muß aber nach § 2 PartG gegeben 
sein, selbst wenn man die Ernsthaftigkeit der Ziel- 
setzung einer Partei unterstellt. 

Aus dem eigenen Vorbringen des Einspruchsführers 
und dem Beschluß des Bundeswahlausschusses ist 
somit zu entnehmen, daß der D.I.P. die Parteieigen- 
schaft im Sinne des § 2 PartG nicht zuerkannt wer- 
den konnte. Soweit der Einspruchsführer seinen 
Einspruch auf die Nichtzulassung zur Bundestags- 
wahl stützt, war er damit zurückzuweisen. 

Der Einspruchsführer kann auch mit seiner Behaup- 
tung, der Bundeswahlausschuß sei kein objektives 
Gremium, da die parteipolitische Zusammensetzung 
Parteilichkeit nach sich ziehe, keinen Erfolg haben. 
Der Bundeswahlausschuß ist ein Wahlorgan im 


Sinne des § 9 BWG, dessen Zusammensetzung in 
dieser Bestimmung geregelt ist. Beruht die Zusam- 
mensetzung des Bundeswahlausschusses aber auf 
gesetzlicher Grundlage, so ist für eine Nachprüfung 
seiner Zusammensetzung im Rahmen des Wahlprü- 
fungsverfahrens kein Raum. Der Deutsche Bundes- 
! tag hat es in ständiger Praxis abgelehnt, im Rahmen 
I des Wahlprüfungsverfahrens die Verfassungsmäßig- 
j keit von Gesetzen nachzuprüfen. Es ist ausschließ- 
i liehe Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts, die 
I Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu prüfen. An 
I dieser Praxis hält der Ausschuß fest. 

! Diese Feststellungen gelten auch, soweit der Ein- 
! Spruchsführer seinen Einspruch mit der Fragwürdig- 
! keit der 5 %-Sperrklausel begründet. In § 6 Abs. 4 
BWG wird festgelegt: „Bei Verteilung der Sitze auf 
I die Landeslisten werden nur Parteien berücksichtigt, 

I die mindestens fünf vom Hundert der im Wahl- 
i gebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten 
I oder in mindestens drei Wahlkreisen einen Sitz 
^ errungen haben. Für eine Überprüfung dieser Be- 
I Stimmung im Wahlprüfungsverfahren ist jedoch, 

I wie bereits ausgeführt, kein Raum. 

! Der Einspruchsführer kann sich dabei auch nicht auf 
i die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
I [BundesverfGE Bd. 4, 370 (372 f.)] berufen. Zwar 
! würde der Wegfall der 5 ®/o-Sperrklausel Einfluß auf 
die Mandatsverteilung gehabt haben, das Bundes- 
verfassungsgericht hat jedoch in mehreren Entschei- 
dungen die 5 Vo-Sperrklausel des § 6 Abs. 4 BWG 
für verfassungsmäßig erklärt. Daran ist auch der 
Wahlprüfungsausschuß gebunden. 

Da eine öffentliche mündliche Verhandlung nach 
Auffassung des Ausschusses nicht zu einer weiteren 
Klärung der Sach- und Rechtslage hätte beitragen 
können, war der Einspruch im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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